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Faust-Gymnasium Staufen
Gedanken und Vorschläge zum

Kooperativen Lernen
Das KL kann im Rahmen der von mir schon mehrfach propagierten ABC-Gruppen durchgeführt werden. ABC-Gruppen sind eine Sozialform als Dauereinrichtung für ½ bis 1 Schuljahr. Selbstverständlich kann sind auch ad hoc gebildete Gruppen denkbar.
Die hier vorgestellte Methode ist auch bekannt als „Gruppenpuzzle“.
Hier geht es darum, einem Text Informationen zu entnehmen, diese mit anderen (Expertengruppe) zu kommunizieren, sich dabei der eigenen Lesart zu versichern und schließlich den eigenen Textabschnitt den anderen Stammgruppenmitgliedern mitzuteilen / zu präsentieren.

Das Lernen, die Informationsaufnahme erfolgt in vier Schritten:

1. Leseverstehen als Stillarbeit
2. Textwiedergabe in der Expertengruppe, Austausch der Informationen, Klärung des Sachverhalts
3. Textwiedergabe in der Stammgruppe
4. Klassengespräch / Diskussion im Plenum
Die Sozialform ändert sich also in der Zahl der TN.

Bsp. für eine 30er Klasse: 1 – 10 – 3 -30

Die SuS trainieren dabei folgenden Kompetenzen (Standards Kl. 10)

2.2
Formen der Verarbeitung von Information (Exzerpt, Mitschrift, Protokoll) nutzen

2.3
die Informationen zielgerichtet prüfen, bewerten und auswählen

2.4
Begriffe und Sachverhalte klären

2.9
Texte zusammenfassen, analysieren und interpretieren

2.10
das Wesentliche eines Textes, Vorgangs, Gesprächs mit eigenen Worten adressaten- und situationsgerecht wiedergeben

2.11
Techniken des Zitierens und des referierenden Sprechens sinnvoll einsetzen

3.1
Texte kursorisch oder intensiv lesen

3.3
Inhalt und Aussage eines Textes erfassen

3.8
analytische sowie handlungs- und produktionsorientierte Methoden zur Erschließung von Texten und Medien anwenden

3.15
das Literatur- und Medienangebot nutzen und kritisch damit umgehen

3.16
mit den verschiedenen Medien als Mittel der Information, Kommunikation, Unterhaltung, Meinungsbildung, Werbung, Manipulation und ästhetischen Gestaltung sinnvoll umgehen

Material / Verfahren:

1. Die Arbeitsanweisung wird als Folie (>> S. 3) aufgelegt

2. Der gesamte Text  (>> S. 4) stammt aus der BZ vom 21.10. 2010 und ist geeignet für Klassen 9 – K 1.

3. Dieser Text wird in 3 Teile zerschnitten, wobei ein Absatz jeweils überlappt, sodass die Kohärenz des Textverstehens in der Stammgruppe erleichtert wird.

Diese Textteile werden den Schülern A, B, C zugeteilt. (S. 5 und 6)
Info-Puzzle (Gruppen-Puzzle)

Wir teilen Text(e) zum Thema in den ABC-Gruppen auf.

1. 
Vergewissere dich, wer A, B, C ist.  D übernimmt die Position eines fehlenden Gruppenmitgliedes oder macht die C - Aufgabe.

2. 
Lies still folgende Textabschnitte, kläre unbekannte Begriffe (> Duden, Lexikon, Internet) markiere Kernaussagen und mach dir ein paar Stichworte als Gedächtnisstütze.


A: zugeteilt

B: zugeteilt


C: zugeteilt

3.
Gehe jetzt in eine Ecke. Alle A links vorne, alle B rechts hinten, alle C rechts hinten. Tauscht die gewonnenen Informationen aus. Klärt eventl. Fragen und Probleme, zunächst unter euch, dann auch beim Leiter.

4.
Geh jetzt zurück in die ABC-Gruppe. Der Reihenfolge nach referiert jeder den anderen Gruppenmitgliedern seinen Textabschnitt. Stelle Fragen, wenn du etwas vom Referierten nicht verstehst. Dann kommt der nächste dran.
Widerspruch

Google Street View: 244.237 Einsprüche – ist das viel oder wenig?

Mehr als 244.000 Haushalte wollen ihre Häuser nicht in Googles Online-Straßenatlas Street View haben. Weniger als drei Prozent der Betroffenen, betont Google. Immer noch mehrere hunderttausend, kontern Politik und Datenschützer.

Monatelang wurde in Politik und Medien heftig über den Google-Straßenatlas Street View diskutiert – jetzt hat das Volk gesprochen. Gut 244.000 Haushalte in den 20 größten Städten forderten Google auf, ihre Wohnhäuser in den Panorama-Ansichten unkenntlich zu machen. Das sind knapp drei Prozent der betroffenen Haushalte.

Ist das nun viel oder wenig? Für Google bedeuten die 244.237 Anträge einen erheblichen Aufwand. Jeder Widerspruch muss einzeln geprüft und die Abbildung von jedem Haus per Hand auf mehreren Bildern digital "verwischt" werden.

In einer Umfrage waren es noch 52 Prozent

Dennoch unterstreicht der US-Konzern etwas süffisant, dass nicht einmal drei Prozent der Betroffenen etwas dagegen haben, dass ihre Häuser in Internet-Detailaufnahmen erscheinen. In der Aufregung der vergangenen Monate wurde zum Teil über ganz andere Dimensionen spekuliert. Erst recht, nachdem in einer Emnid-Umfrage für die "Bild am Sonntag" im August gleich 52 Prozent angaben, gegen eine Abbildung ihres Wohnorts bei Street View zu sein.

Click here to find out more!

Doch auch drei Prozent wären auf das ganze Land hochgerechnet mehr als eine Million Haushalte, betont der Hamburger Datenschützer Johannes Caspar, der für Google zuständig ist, weil der US-Konzern seinen Deutschlandsitz in der Hansestadt hat. Google versuche, die Zahlen kleinzureden, kritisierte Caspar im Gespräch mit der dpa. Es bleibe abzuwarten, wie sich die verbleibenden 32 Millionen Haushalte verhielten. "Und da ist auch die kritische Masse."

Während die Großstädte der Schweiz – der oben eingebettete Ausschnitt zeigt die Basler Innenstadt – bei Google Street View bereits zu sehen sind, bedeuten die Widersprüche in Deutschland, dass Googles Straßenpanorama in Deutschland zahlreiche Lücken haben wird. Denn wenn auch nur ein Mieter bei Street View raus will, werden ganze Mehrfamilienhäuser "verwischt". Und zwar dauerhaft: Da in Absprache mit den Datenschützern die Originalbilder bearbeitet werden, gibt es keine Zurück mehr – zumindest bis nächstes Mal ein Google-Kameramobil durch die Straße fährt. Das sei derzeit aber nicht geplant, betont Google. Deutschland sei bereits komplett abfotografiert.

Wie viele Gebäude unkenntlich gemacht werden, kann im Moment noch nicht einmal Google sagen. Es sei schon eine Herausforderung gewesen, in der Masse von Briefen und Online-Post die tatsächlichen Anträge von Anfragen zu anderen Themen oder Spam zu trennen. Rund 200 Leute stellte der Internet-Riese eigens dafür ein. Ein Beleg dafür, wie verheerend eine "Lex Google" für andere, kleinere Konkurrenten gewesen wäre, heißt es in der Internet-Branche.

"Besondere Sensibilität für Datenschutz"

Bundesregierung und Datenschützer betonen unisono, die gut 244.000 Widersprüche seien nicht vom Tisch zu fegen. "Wir haben mit einer sechsstelligen Zahl gerechnet und diese Erwartung ist eingetroffen", sagte Verbraucherschutzministerin Ilse Aigner (CSU), die in den vergangenen Monaten besonders aktiv die Gefahr einer Verletzung der Privatsphäre durch Street View geschildert hatte. Sie rechne damit, dass es auf dem Land mehr Widersprüche als in den Städten gebe. Insgesamt aber gelte: "Aufgrund der Historie von Deutschland ist hier eine besondere Sensibilität für Datenschutz vorhanden."
Schützenhilfe bekam Google vom IT-Branchenverband Bitkom. "Die Praxis zeigt, dass die meisten Deutschen trotz der verbreiteten Panikmache besonnen reagieren und sehr wohl zwischen öffentlichen und privaten Bildern unterscheiden können", kommentierte Bitkom-Hauptgeschäftsführer Bernhard Rohleder die Widerspruchszahlen. Man wünsche sich, "dass auch der eine oder andere politische Entscheidungsträger die Einführung solcher Dienste künftig mit mehr Augenmaß begleitet und darauf verzichtet, die Bevölkerung zu verunsichern". Bei Street View sei die Privatsphäre bereits jetzt über das gesetzlich Erforderliche hinaus geschützt.
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Widerspruch

Google Street View: 244.237 Einsprüche – ist das viel oder wenig?

(…) Text A (…)

Doch auch drei Prozent wären auf das ganze Land hochgerechnet mehr als eine Million Haushalte, betont der Hamburger Datenschützer Johannes Caspar, der für Google zuständig ist, weil der US-Konzern seinen Deutschlandsitz in der Hansestadt hat. Google versuche, die Zahlen kleinzureden, kritisierte Caspar im Gespräch mit der dpa. Es bleibe abzuwarten, wie sich die verbleibenden 32 Millionen Haushalte verhielten. "Und da ist auch die kritische Masse."
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Widerspruch

Google Street View: 244.237 Einsprüche – ist das viel oder wenig?

(…) Text A (…)  (…) Text B (…)

Wie viele Gebäude unkenntlich gemacht werden, kann im Moment noch nicht einmal Google sagen. Es sei schon eine Herausforderung gewesen, in der Masse von Briefen und Online-Post die tatsächlichen Anträge von Anfragen zu anderen Themen oder Spam zu trennen. Rund 200 Leute stellte der Internet-Riese eigens dafür ein. Ein Beleg dafür, wie verheerend eine "Lex Google" für andere, kleinere Konkurrenten gewesen wäre, heißt es in der Internet-Branche.

"Besondere Sensibilität für Datenschutz"

Bundesregierung und Datenschützer betonen unisono, die gut 244.000 Widersprüche seien nicht vom Tisch zu fegen. "Wir haben mit einer sechsstelligen Zahl gerechnet und diese Erwartung ist eingetroffen", sagte Verbraucherschutzministerin Ilse Aigner (CSU), die in den vergangenen Monaten besonders aktiv die Gefahr einer Verletzung der Privatsphäre durch Street View geschildert hatte. Sie rechne damit, dass es auf dem Land mehr Widersprüche als in den Städten gebe. Insgesamt aber gelte: "Aufgrund der Historie von Deutschland ist hier eine besondere Sensibilität für Datenschutz vorhanden."
Schützenhilfe bekam Google vom IT-Branchenverband Bitkom. "Die Praxis zeigt, dass die meisten Deutschen trotz der verbreiteten Panikmache besonnen reagieren und sehr wohl zwischen öffentlichen und privaten Bildern unterscheiden können", kommentierte Bitkom-Hauptgeschäftsführer Bernhard Rohleder die Widerspruchszahlen. Man wünsche sich, "dass auch der eine oder andere politische Entscheidungsträger die Einführung solcher Dienste künftig mit mehr Augenmaß begleitet und darauf verzichtet, die Bevölkerung zu verunsichern". Bei Street View sei die Privatsphäre bereits jetzt über das gesetzlich Erforderliche hinaus geschützt.
A





B





C








5/6 Michael Seeger  25.10.10  D:\1 schule\deutsch\texte\koop-lernen-google-street-view-v2.doc

